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Ablehnung insbesondere gegenüber dem Paragraphen des 
Resolutionsentwurfs zum Ausdruck, der vom Bestehen 
rechtlich verbindlicher Prinzipien und Normen für die 
neuen internationalen Wirtschaftsbeziehungen ausgeht. 
Dabei wurde ganz deutlich, daß diese Staaten der Umge­
staltung^ der internationalen Wirtschaftsbeziehungen auf 
gerechter und demokratischer Grundlage stärksten Wider­
stand entgegensetzen werden.

Der von der philippinischen Delegation unterbreitete 
Resolutionsentwurf läßt außer acht, daß die Aufforderung 
an den UN-Generalsekretär, eine Studie über die pro­
gressive Entwicklung von Prinzipien und Normen des 
internationalen Wirtschaftsrechts anzufertigen, der Arbeit 
anderer UN-Organe vorgreift. Innerhalb der UN-Kommis- 
sion für internationales Handelsrecht (UNCITRAL) besteht 
z. B. eine spezielle Arbeitsgruppe26, die sich mit rechtlichen 
Fragen einer neuen internationalen Wirtschaftsordnung 
beschäftigt. Eine solche Doppelgleisigkeit erhöht keinesfalls 
die Effektivität der Arbeit der UNO.

Bei der Abstimmung über den Resolutionsentwurf, für 
den im Rechtsausschuß 79 Staaten stimmten, waren aus 
diesem Grunde viele Staaten — darunter auch die sozia­
listischen Staaten — gezwungen, Stimmenthaltung zu üben. 
Die imperialistischen Staaten stimmten gegen die' Resolu­
tion.

*

Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß es trotz 
des verstärkten Widerstandes imperialistischer Kreise, die 
an einer kontinuierlichen progressiven Weiterentwicklung 
des Völkerrechts wenig Interesse haben, gelungen ist, die

Tätigkeit des Rechtsausschusses an den grundlegenden 
Erfordernissen unserer Zeit zu orientieren. Auf wichtigen 
Gebieten der Arbeit dieses Ausschusses haben sich die 
Kräfte des Friedens und der Entspannung durchsetzen 
können.
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UN-Voliversammlung vgl. NJ 197S, Heft 7, S. 187 fl.; NJ 1976, 
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S. 145 fl.; NJ 1979, Heft 4, S. 157 ff.
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Anwendung und Ausgestaltung 
der Verurteilung auf Bewährung
Oberrichter Dr. SIEGFRIED WITTENBECK,
Mitglied des Präsidiums des Obersten Gerichts

Am 20. März 1980 befaßte sich das Plenum des Obersten 
Gerichts auf seiner 15. Tagung mit Problemen der An­
wendung und Ausgestaltung der Verurteilung auf Be­
währung. Es nahm dazu einen Bericht des Präsidiums des 
Obersten Gerichts entgegen und bestätigte ihn als Ar­
beitsgrundlage für die Gerichte. Mit der anleitenden 
Orientierung für die Gerichte verfolgt die Plenartagung 
das Ziel, den Anwendungsbereich der Verurteilung auf 
Bewährung weiter zu präzisieren.
. Die Bewährungsverurteilung ist eine der am häufig­

sten angewandten Strafarten. Die Abgrenzung zwischen 
ihr und den Strafen mit Freiheitsentzug stellt den Richter 
in der täglichen Praxis immer wieder vor schwierige 
Aufgaben, deren richtige Lösung sowohl für den An­
geklagten als auch für die Gesellschaft von großer Be­
deutung ist. Schließlich geht es darum, bei der Anwen­
dung der Verurteilung auf Bewährung eine hohe erziehe­
rische Wirksamkeit zu sichern, zumal sie wie keine an­
dere Strafart mit den Aktivitäten der gesellschaftlichen 
Kräfte, • insbesondere der Arbeitskollektive, zur Vorbeu­
gung von Straftaten und zur Erziehung von Rechtsverlet­
zern verknüpft ist.

Das Oberste Gericht hat sich in den letzten Jahren 
wiederholt mit Problemen der Strafzumessung befaßt.1 
Die Orientierungen, die zur Anwendung und Ausgestal­
tung der Bewährungsverurteilung gegeben werden, müs­
sen deshalb immer im Zusammenhang mit vorangegan­
genen Leitungsmaßnahmen gesehen und umgesetzt wer­

den. Des weiteren ist zu beachten* daß es auf dem Ge­
biet der Strafzumessung keine für alle Zeiten gültigen, 
unveränderlichen Bewertungsmaßstäbe geben kann; die 
Strafzumessungsgrundsätze sind deshalb unter Berück­
sichtigung des Standes der gesellschaftlichen Entwicklung 
sowie der quantitativen und qualitativen Veränderungen 
in der Struktur der Kriminalität zu konkretisieren.

Die 15. Plenartagung des Obersten Gerichts, die sich 
mit einer Strafart und ihren Wechselwirkungen und Ab­
grenzungsfragen zu anderen Maßnahmen der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit befaßte, ist ein weiterer Schritt 
zur allseitigen Durchsetzung von Gerechtigkeit und Ge­
setzlichkeit bei der Strafzumessung. § 61 StGB legt fest, 
daß die Gerichte bei der Strafzumessung die Grundsätze 
sozialistischer Gerechtigkeit zu verwirklichen haben, denn 
die „Differenz in der Beurteilung, die weit davon entfernt 
ist, indifferent zu sein, entscheidet über das Schicksal von 
Tausenden von Menschen und über den moralischen Ton 
der Gesellschaft.“2

Auf der Grundlage der Beschlüsse des IX. Parteitages 
der SED hat die Kriminalitätsbekämpfung und -Vorbeu­
gung weiter an gesellschaftlicher Wirksamkeit und Breite 
gewonnen. Gewachsen sind vor allem die Aktivitäten von 
Arbeitskollektiven, Ordnung, Sicherheit und Disziplin zu 
erhöhen und wirksam zur Erziehung und Wiedereinglie­
derung von Rechtsverletzern beizutragen. Die richtige 
Anwendung der Maßnahmen strafrechtlicher Verantwort­
lichkeit ordnet sich in diesen gesamtgesellschaftlichen Pro-


